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W I C H T I G E R   H I N W E I S 
 
 

 

- Aufforderung zur Vorlage einer detaillierten Angebotskalkulation bzw. Urkalkulation,  

siehe auch Anlage 1a 

 

- Angabe der kalkulierten bauzeitabhängigen Kosten. Die Angabe ist wertungsrelevant 

und betrifft die Wirtschaftlichkeitsbewertung,  

siehe auch Anlage 1 
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Vergabestelle 

LBB Regionale Vergabestelle Trier 
Paulinstraße 58 
54292 Trier 
Deutschland 

Vergabeart 

Öffentliche Ausschreibung (VOB) 

LBB RVS Trier, Postfach 3410, 54224 Trier 

   

  

      

Ablauf der Angebotsfrist 

Datum  13.08.2026 Uhrzeit  10:00 

Eröffnungstermin 

Datum  13.08.2026 Uhrzeit  10:00 

Ort Anschrift wie oben 

      

Raum    

Bindefrist endet am  10.09.2026 

Aufforderung zur Abgabe eines Angebots 

(Vergabeverfahren gem. Abschnitt 1 VOB/A) 

Bezeichnung der Bauleistung: 

Maßnahmennummer Baumaßnahme 

200248014 HOP, UCB, Erw. Stromnetz Solarcarports 

 Hochschule Trier - Birkenfeld 

 Campusallee, 55768 Hoppstädten-Weiersbach 

Vergabenummer Leistung 

26A0082 Bau eines Mittelspannungsnetz inkl Übergabestation 

 DIN 18299, 18300, 18322,18382, 18384 

Anlagen 

A) die beim Bieter verbleiben und im Vergabeverfahren zu beachten sind 

 x  . 212 Teilnahmebedingungen (Ausgabe 2019) 

 x  . 216 Verzeichnis der im Vergabeverfahren vorzulegenden Unterlagen 

     . 227 Zuschlagskriterien 

     . 242 Instandhaltung 

     .  Informationen zur Datenerhebung 

     .   

     .   

B) die beim Bieter verbleiben und Vertragsbestandteil werden 

 x  .  Teile der Leistungsbeschreibung: Baubeschreibung, Pläne, sonstige Anlagen 

 x  . 214 Besondere Vertragsbedingungen 

     . 225 Stoffpreisgleitklausel 

     . 228 Nichteisenmetalle 

     . 241 Abfall 

 x  . 244 Datenverarbeitung 

     . 246 Aufträge für Gaststreitkräfte 

     . 247 Aufträge mit besonderen Anforderungen aufgrund Geheimschutz oder Sabotageschutz 

     . 247 MIL Bauaufträge in militärisch genutzten Liegenschaften 

     . 625 NATO Infrastrukturbauten 

 x  .  Informationen-Lieferanten-eRechnung      

     .   

     .   

     .   
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C) die, soweit erforderlich, ausgefüllt mit dem Angebot einzureichen sind 

 x  . 213 Angebotsschreiben 

 x  .  Teile der Leistungsbeschreibung: Leistungsverzeichnis/Leistungsprogramm 

 x  . 124 Eigenerklärung zur Eignung 

     . 125 Sicherheitsauskunft und Verpflichtungserklärung Teilnehmer 

 x  . 221/222 Angaben zur Preisermittlung entsprechend Formblatt 221 oder 222 

     . 224 Angebot Lohngleitklausel 

 x  . 233 Nachunternehmerleistungen 

 x  . 234 Erklärung Bieter-/Arbeitsgemeinschaft 

     . 248 Erklärung zur Verwendung von Holzprodukten 

     .  Vertragsformular für Instandhaltung:   

 x  .  Landestariftreuegesetz (LTTG), Mustererklärung 1 bzw. 3 

     .  

     .   

  
D) die ausgefüllt auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle einzureichen sind 

     . 126 Sicherheitsauskunft und Verpflichtungserklärung – Nachunternehmer/Unterauftragnehmer 

 x  . 223 Aufgliederung der Einheitspreise entsprechend Formblatt 223 

     .   

     .   

 

1 Es ist beabsichtigt, die in beigefügter Leistungsbeschreibung bezeichneten Bauleistungen im 

Namen und für Rechnung 

des Landes Rheinland-Pfalz  

vertreten durch das Ministerium der Finanzen  

vertreten durch den Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung  

Niederlassung Idar-Oberstein  

   

   

zu vergeben. 

  
 Es ist beabsichtigt, die in beigefügtem Vertragsformular bezeichneten Instandhaltungsleistun-

gen im Namen und für Rechnung 

   

   

   

   

   

   

zu vergeben. 
 

2 Kommunikation  

Die Kommunikation erfolgt 
 x  . elektronisch über die Vergabeplattform 

     . auf andere Weise (schriftlich/Textform) 
      . in Kombination: bis zur Angebotsöffnung elektronisch über die Vergabeplattform; danach schriftlich 
oder in Textform 
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3 Unterlagen (Erklärungen, Angaben, Nachweise) 

3.1 Folgende Unterlagen sind - mit dem Angebot einzureichen: 

 x  . siehe Formblatt Verzeichnis der im Vergabeverfahren vorzulegenden Unterlagen 

 x  . Übersichtsliste/Aufgliederung „bauzeitabhängige Kosten“, gemäß Anlage 1 

      (Stand 01/2021), wird nicht nachgefordert.   

3.2 - frei - 

3.3 Nachforderung 

 Fehlende Unterlagen, deren Vorlage mit dem Angebot gefordert war, werden 

 x  . nachgefordert, 

 x  . mit Ausnahme der geforderten Angaben zu den kalkulierten bauzeitabhängigen Kosten    

     . teilweise nachgefordert, und zwar folgende Unterlagen: 

   

     . nicht nachgefordert. 

3.4 Folgende Unterlagen sind auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle vorzulegen 

 x  . siehe Formblatt Verzeichnis der im Vergabeverfahren vorzulegenden Unterlagen 

 x  . Urkalkulation  

     .   
 

4 Losweise Vergabe 

 x  . nein 

     . ja, Angebote sind möglich für 

     . nur für ein Los 

     . für ein Los oder mehrere Lose 

  

     . nur für alle Lose (alle Lose müssen angeboten werden) 
 

5 Mehrere Hauptangebote 

 Die Abgabe von mehr als einem Hauptangebot ist  

 x  . zugelassen, sofern sich die Hauptangebote nicht nur im Preis unterscheiden. 

 Werden mehrere Hauptangebote abgegeben, muss jedes aus sich heraus zuschlagsfähig sein. 
§ 13 EU Absatz 1 Nummer 2 VOB/A gilt für jedes Hauptangebot. 

     . nicht zugelassen. 

 

6 Nebenangebote 

6.1      . Nebenangebote sind nicht zugelassen, Nummer 4 der Teilnahmebedingungen gilt nicht. 

6.2 
 x  . 

Nebenangebote sind zugelassen (siehe auch Nummer 4 der Teilnahmebedingungen) - ausge-
nommen Nebenangebote, die ausschließlich Preisnachlässe mit Bedingungen beinhalten - 

 x  . für die gesamte Leistung 

     . nur für nachfolgend genannte Bereiche: 
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     . mit Ausnahme nachfolgend genannter Bereiche: 

  

     . unter folgenden weiteren Bedingungen: 

      nur in Verbindung mit einem Hauptangebot 

      

  

 
7 Angebotswertung 

 Kriterien für die Wertung der Haupt- und ggf. Nebenangebote 

  x  . Zuschlagskriterium Preis  

  

Der Preis wird aus der Wertungssumme des Angebotes ermittelt. 

Die Wertungssummen werden ermittelt aus den nachgerechneten Angebotssummen, insbesondere 
unter Berücksichtigung von Nachlässen, Erstattungsbetrag aus der Lohngleitklausel, Instandhal-
tungsangeboten. 

      . Mehrere Zuschlagskriterien gemäß Formblatt Zuschlagskriterien 

 

Werkstätten für Behinderte wird bei der Berechnung der Wertungssumme ein Bonus von 15 Prozent 
eingeräumt. 

Ist ein Angebot, das von einer Werkstatt für Behinderte abgegeben wurde, ebenso wirtschaftlich wie ein 
anderes Angebot, so wird der Zuschlag auf das Angebot der Werkstatt für Behinderte erteilt.  

Der Nachweis der Eigenschaft als Werkstätte für Behinderte ist mit dem Angebot zu führen. 

  
8 Zugelassene Angebotsabgabe 

 x . Elektronisch 

 x . in Textform     . mit fortgeschrittener/m Signatur/Siegel     . mit qualifizierter/m Signatur/Siegel 

 

Bei elektronischer Angebotsübermittlung in Textform muss der Bieter zu erkennen sein; falls vor-
gegeben, ist das Angebot mit der geforderten Signatur/dem geforderten Siegel zu versehen. 

Das Angebot ist zusammen mit den Anlagen bis zum Ablauf der Angebotsfrist über die Vergabe-
plattform der Vergabestelle zu übermitteln. 
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9 Behörde, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen die 
Vergabebestimmungen wenden kann (Nachprüfungsstelle nach § 21 VOB/A): 

 Vergabeprüfstelle beim Ministerium der Finanzen, Kaiser-Friedrich-Straße 5, 55116 Mainz 

   

 

Vergabeprüfstelle nach der Landesverordnung über die Nachprüfung von Vergabeverfahren durch 

Vergabeprüfstellen vom 26. Februar 2021 

Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau 

 - Vergabeprüfstelle –  

Stiftsstraße 9  

55116 Mainz 

E-Mail: vergabepruefstelle@mwvlw.rlp.de 

Telefon: 06131 162546 oder 06131 162179 

 

Einlegen von Rechtsbehelfen 

Ein Antrag ist nach § 10 NachPrüfV unzulässig, soweit der Verstoß gegen Vergabevorschriften bereits vor der Infor-

mation über die beabsichtigte Nichtberücksichtigung des Angebotes (§ 4 Absatz 1 NachPrüfV RLP) vom Bieter erkannt 

und gegenüber dem Auftraggeber (AG) nicht innerhalb einer Frist von 7 Kalendertagen gerügt wurde, soweit Verstöße 

gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung oder erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, 

nicht spätestens bis Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Angebotsabgabe oder zur Bewerbung 

gegenüber dem AG gerügt werden. 

 

Stelle, die Auskunft über die Einlegung von Rechtsbehelfen erteilt: 

LBB Regionale Vergabestelle Trier 

Paulinstraße 58 

54292 Trier 

Deutschland 

E-Mail: vergabe.Trier@lbb.rlp.de  

  

10 Siehe Anlage 1a zum Formblatt 211/211 EU (Stand November 2020)  
 

Bieteranfragen möglichst so rechtzeitig stellen, dass sie unter Berücksichtigung von üblichen 
Bearbeitungszeiten noch vor Ablauf der Angebotsfrist beantwortet und bei Angebotserstellung 
berücksichtigt werden können! 

 



Stand: Nov. 2020 

  
Anlage 1a 

 
 

 
 

Anlage zum FB 211, Punkt 10 bzw. FB 211EU, Punkt 10 

Aufforderung zur Abgabe eines Angebots 

Aufforderung zur Vorlage einer detaillierten Angebotskalkulation bzw. Urkalkulation 

 

„Auf Verlangen der Vergabestelle sind innerhalb von sechs Kalendertagen nach Aufforderung 

(Fristbeginn: Tag nach Absendung derAufforderung) folgende sonstige Nachweise/Angaben vorzulegen: 

 

Eine detaillierte Angebotskalkulation in verschlossenem Umschlag.  

 

Eine detaillierte Angebotskalkulation bzw. Urkalkulation liegt vor, wenn aus ihr je Leistungsposition hervorgeht, wel-

che Teilkosten (Lohn, Stoffkosten, Gerätekosten, Sonstige Kosten, Zuschläge) für welche Tätigkeiten, welches Mate-

rial, welche Betriebsstoffe, welche Geräte usw. kalkuliert wurden.  

Für Nachunternehmerleistungen ist, soweit der Bieter mit entsprechenden Teilkosten kalkuliert hat, eine entspre-

chende Aufgliederung vorzunehmen. 

 

Sofern der Bieter nicht lediglich mit direkten Herstellkosten kalkuliert, sondern mit Zuschlagssätzen (z. B. AGK, BGK, 

Wagnis und Gewinn), hat er diese entsprechend seinen Angaben im Formblatt 221 oder 222 einheitlich auf alle Posi-

tionen zu verteilen.  

 

Falls der Bieter davon abweichend seine Preise mit unterschiedlichen Zuschlagssätzen kalkuliert, hat er innerhalb der 

vorgenannten Frist eine Ubersichtsliste „Zuschlagssätze" der Urkalkulation beizufügen, aus der hervorgeht, in-

wieweit und in welchen Positionen etwaige Zuschläge abweichend von den Angaben in den Formblättern 221 oder 

222 in die Einheitspreise einkalkuliert wurden.  

 

Werden die Zuschläge bzw. einzelne Zuschlagsbestandteile nicht lediglich umsatzbezogen ermittelt, sind diese ent-

sprechend transparent aufzuschlüsseln und darzulegen.  

 

Der Auftraggeber ist jederzeit berechtigt, den Umschlag zu öffnen und die Kalkulation einzusehen. Ein-

schränkende Zusätze oder Bedingungen des Bieters zur Öffnung der Urkalkulation können dazu führen, 

dass das Angebot unberücksichtigt bleibt." 
 



Stand: 01/2021 

 
Anlage 1 

 
 

 
 

 
 

 
Anlage zum FB 211 bzw. FB 211EU 

Aufforderung zur Abgabe eines Angebots 

Anforderung der „bauzeitabhängigen Kosten“ 

 

„Angabe der kalkulierten bauzeitabhängigen Kosten. Die Angabe ist wertungsrelevant und betrifft die Wirtschaftlich-

keitsbewertung. 

 

Hierzu ist mit dem Angebot eine Übersichtsliste/Aufgliederung der „bauzeitabhängigen Kosten" vorzulegen, aus der 

für jeden Titel einschließlich der Untertitel die auftragsbezogen kalkulierten zeitabhängigen bzw. zeitproportionalen 

Kosten (Bauleitungspersonal, Vor- und Unterhalten der Einrichtungen, Geräte, Büros, Ver- und Entsorgungsan-

schlüsse, Allgemeine Geschäftskosten usw.) hervorgehen. Bitte verwenden Sie dazu das beigefügte Formblatt, Auflis-

tung der 'Bauzeitabhängigen Kosten'. Fehlende Angaben werden nicht nachgefordert." 

 

 

 

Wertungskriterium „bauzeitabhängige Kosten“ 

 

„Der Zuschlag wird auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt. Der niedrigste Angebotspreis ist nicht entscheidend. 

 

Zur Angebotsendsumme wird ein Zuschlag von 30% der von dem jeweiligen Bieter angegebenen bauzeitabhängigen 

Kosten hinzuaddiert [Angebotsendsumme + (bauzeitabhängige Kosten x 0,3) = Wertungssumme].  

 

Der Zuschlag wird auf das Angebot mit der danach niedrigsten Wertungssumme erteilt." 
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Teilnahmebedingungen für die Vergabe von Bauleistungen 
Einheitliche Fassung  

 

Das Vergabeverfahren erfolgt nach der "Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen", Teil A "Allgemeine Bestimmungen für die 
Vergabe von Bauleistungen" (VOB/A, Abschnitt 1). 

 

1 Mitteilung von Unklarheiten in den Vergabeunterlagen 

Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung des Unternehmens Unklarheiten, Unvollständig-
keiten oder Fehler, so hat es unverzüglich die Vergabestelle vor Angebotsabgabe in Textform darauf 
hinzuweisen. 

2 Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen 

Angebote von Bietern, die sich im Zusammenhang mit diesem Vergabeverfahren an einer unzuläs-
sigen Wettbewerbsbeschränkung beteiligen, werden ausgeschlossen. 

Zur Bekämpfung von Wettbewerbsbeschränkungen hat der Bieter auf Verlangen Auskünfte darüber 
zu geben, ob und auf welche Art er wirtschaftlich und rechtlich mit Unternehmen verbunden ist.  

3 Angebot 

3.1 Das Angebot ist in deutscher Sprache abzufassen.  

3.2 Für das Angebot sind die von der Vergabestelle vorgegebenen Vordrucke zu verwenden. Das Angebot ist bis 
zu dem von der Vergabestelle angegebenen  Ablauf der Angebotsfrist einzureichen. Ein nicht form- oder frist-
gerecht eingereichtes Angebot wird ausgeschlossen. 

3.3 Eine selbstgefertigte Abschrift oder Kurzfassung des Leistungsverzeichnisses ist zulässig.  

Die von der Vergabestelle vorgegebene Langfassung des Leistungsverzeichnisses ist allein verbind-
lich. 

3.4 Unterlagen, die von der Vergabestelle nach Angebotsabgabe verlangt werden, sind zu dem von der Vergabe-
stelle bestimmten Zeitpunkt einzureichen.  

3.5 Alle Eintragungen müssen dokumentenecht sein. 

3.6 Ein Bieter, der in seinem Angebot die von ihm tatsächlich für einzelne Leistungspositionen geforderten Einheits-
preise auf verschiedene Einheitspreise anderer Leistungspositionen verteilt, benennt nicht die von ihm gefor-
derten Preise. Deshalb werden Angebote, bei denen der Bieter die Einheitspreise einzelner  

Leistungspositionen in „Mischkalkulationen“ auf andere Leistungspositionen umlegt, von der Wertung    ausge-
schlossen. 

3.7 Alle Preise sind in Euro mit höchstens drei Nachkommastellen anzugeben. 

Die Preise (Einheitspreise, Pauschalpreise, Verrechnungssätze usw.) sind ohne Umsatzsteuer an-
zugeben. Der Umsatzsteuerbetrag ist unter Zugrundelegung des geltenden Steuersatzes am 
Schluss des Angebotes hinzuzufügen.  

Es werden nur Preisnachlässe gewertet, die  

- ohne Bedingungen als Vomhundertsatz auf die Abrechnungssumme gewährt werden 
und  

- an der im Angebotsschreiben bezeichneten Stelle aufgeführt sind.  

Nicht zu wertende Preisnachlässe bleiben Inhalt des Angebotes und werden im Fall der Auftragser-
teilung Vertragsinhalt.  

4 Nebenangebote 

4.1 Soweit an Nebenangebote Mindestanforderungen gestellt sind, müssen diese erfüllt werden; im Übrigen müs-
sen sie im Vergleich zur Leistungsbeschreibung qualitativ und quantitativ gleichwertig sein. Die Erfüllung der 
Mindestanforderungen bzw. die Gleichwertigkeit ist mit Angebotsabgabe nachzuweisen. 

4.2 Der Bieter hat die in Nebenangeboten enthaltenen Leistungen eindeutig und erschöpfend zu beschreiben; die 
Gliederung des Leistungsverzeichnisses ist, soweit möglich, beizubehalten. 

Nebenangebote müssen alle Leistungen umfassen, die zu einer einwandfreien Ausführung der Bau-
leistung erforderlich sind. 

Soweit der Bieter eine Leistung anbietet, deren Ausführung nicht in Allgemeinen Technischen Ver-
tragsbedingungen oder in den Vergabeunterlagen geregelt ist, hat er im Angebot entsprechende 
Angaben über Ausführung und Beschaffenheit dieser Leistung zu machen. 
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4.3 Nebenangebote sind, soweit sie Teilleistungen (Positionen) des Leistungsverzeichnisses beeinflussen (ändern, 
ersetzen, entfallen lassen, zusätzlich erfordern), nach Mengenansätzen und Einzelpreisen aufzugliedern (auch 
bei Vergütung durch Pauschalsumme). 

4.4 Nebenangebote, die den Nummern 4.1 bis 4.3 nicht entsprechen, werden von der Wertung ausgeschlossen. 

5 Bietergemeinschaften 

5.1 Die Bietergemeinschaft hat mit ihrem Angebot eine Erklärung aller Mitglieder in Textform abzugeben, 

- in der die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft im Auftragsfall erklärt ist, 
- in der alle Mitglieder aufgeführt sind und der für die Durchführung des Vertrags bevollmächtigte 

Vertreter bezeichnet ist, 
- dass der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich 

vertritt, 
- dass alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften.  

Auf Verlangen der Vergabestelle ist eine von allen Mitgliedern unterzeichnete bzw. fortgeschritten 
oder qualifiziert signierte/mit Siegel versehene Erklärung abzugeben 

5.2 Sofern nicht öffentlich ausgeschrieben wird, werden Angebote von Bietergemeinschaften, die sich erst nach der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe aus aufgeforderten Unternehmen gebildet haben, nicht zugelassen. 

6 Nachunternehmen 

Beabsichtigt der Bieter Teile der Leistung von Nachunternehmen ausführen zu lassen, muss er in 
seinem Angebot Art und Umfang der durch Nachunternehmen auszuführenden Leistungen angeben 
und auf Verlangen die vorgesehenen Nachunternehmen benennen. 

7 Eignung 

7.1 Öffentliche Ausschreibung 
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis der Eignung durch den Eintrag in die Liste des 
Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsverzeichnis) und ggf. er-
gänzt durch geforderte auftragsspezifische Einzelnachweise. Bei Einsatz von Nachunternehmen ist 
auf gesondertes Verlangen nachzuweisen, dass diese präqualifiziert sind oder die Voraussetzung 
für die Präqualifikation erfüllen, ggf. ergänzt durch geforderte auftragsspezifische Einzelnachweise. 

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläufigen Nachweis der Eignung mit dem Angebot 
die ausgefüllte „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzulegen, ggf. ergänzt durch geforderte auftragsspe-
zifische Einzelnachweise. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind auf gesondertes Verlangen die 
Eigenerklärungen auch für diese abzugeben ggf. ergänzt durch geforderte auftragsspezifische Ein-
zelnachweise. Sind die Nachunternehmen präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter der 
diese in der Liste des Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikations-
verzeichnis) geführt werden ggf. ergänzt durch geforderte auftragsspezifische Einzelnachweise.  

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eigenerklärungen (auch die der benannten Nach-
unternehmen) auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der „Eigenerklärung zur Eignung“ 
genannten Bescheinigungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die nicht in deut-
scher Sprache abgefasst sind, ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen. 

7.2 Beschränkte Ausschreibungen/Freihändige Vergaben 
Ist der Einsatz von Nachunternehmen vorgesehen, müssen präqualifizierte Unternehmen der en-
geren Wahl auf gesondertes Verlangen nachweisen, dass die von ihnen vorgesehenen Nachunter-
nehmen präqualifiziert sind oder die Voraussetzung für die Präqualifizierung erfüllen, ggf. ergänzt 
durch geforderte auftragsspezifische Einzelnachweise. 

Gelangt das Angebot nicht präqualifizierter Unternehmen in die engere Wahl, sind auf gesonder-
tes Verlangen die in der „Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheinigungen zuständiger Stel-
len vorzulegen. Ist der Einsatz von Nachunternehmen vorgesehen, müssen die Eigenerklärungen 
und Bescheinigungen auch für die benannten Nachunternehmen vorgelegt bzw. die Nummern an-
gegeben werden, unter denen die benannten Nachunternehmen in der Liste des Vereins für die 
Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden, ggf. er-
gänzt durch geforderte auftragsspezifische Einzelnachweise. Bescheinigungen, die nicht in deut-
scher Sprache abgefasst sind, ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen. 

Die Verpflichtung zur Vorlage von Eigenerklärungen und Bescheinigungen entfällt, soweit die Eig-
nung (Bieter und benannte Nachunternehmen) bereits im Teilnahmewettbewerb nachgewiesen ist. 
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 Vergabenummer 

26A0082 

Datum 

      

Baumaßnahme HOP, UCB, Erw. Stromnetz Solarcarports 

 Hochschule Trier - Birkenfeld 

Leistung Bau eines Mittelspannungsnetz inkl Übergabestation 

 DIN 18299, 18300, 18322,18382, 18384 

 
  

Ergänzung der Aufforderung zur Angebotsabgabe 
Verzeichnis der im Vergabeverfahren vorzulegenden Unterlagen (Erklärungen, Angaben, Nachweise) 

1.  Unterlagen, die mit dem Angebot abzugeben sind 

1.1       Formblätter 

 x  . Angebotsschreiben (bei Abgabe mehrerer Hauptangebote für jedes Hauptangebot) 

 x  . Angaben zur Preisermittlung entsprechend den Formblättern 221 oder 222 (bei Abgabe mehrerer Haupt-
angebote für jedes Hauptangebot) 

     . 224 - Angebot Lohngleitklausel (wenn ein Änderungssatz angeboten wird; bei Abgabe mehrerer Haupt-
angebote für jedes Hauptangebot, zu dem ein Änderungssatz angeboten wird) 

 x  . 233 - Verzeichnis der Nachunternehmerleistungen (wenn Teile der Leistung an Nachunternehmer verge-
ben werden sollen; bei Abgabe mehrerer Hauptangebote für jedes Hauptangebot, in dem Teile der Leis-
tung an Nachunternehmer vergeben werden sollen) 

 x  . 234 - Erklärung Bieter-/Arbeitsgemeinschaft (wenn das Angebot von einer Bietergemeinschaft abgegeben 
wird; bei Abgabe mehrerer Hauptangebote für jedes Hauptangebot einer Bietergemeinschaft) 

     . 235 - Verzeichnis der Leistungen/Kapazitäten anderer Unternehmen (wenn sich der Bieter der Kapazitä-
ten anderer Unternehmen bedienen wird; bei Abgabe mehrere Hauptangebote für jedes Hauptangebot, in 
dem sich der Bieter der Kapazitäten anderer Unternehmen bedient) 

     . 248 - Erklärung zur Verwendung von Holzprodukten (bei Abgabe mehrerer Hauptangebote für jedes 
Hauptangebot) 

     . Vertragsformular/e Instandhaltung (bei Abgabe mehrerer Hauptangebote für jedes Hauptangebot) 

 x  . Landestariftreuegesetz (LTTG), Mustererklärung 1 bzw. 3 

 x  . Übersichtsliste/Aufgliederung  „bauzeitabhängige Kosten", gemäß Anlage 1 zu FB 211 

 (Stand 01/2021) wird nicht nachgefordert. 

1.2      unternehmensbezogene Unterlagen 

 x  . Angabe der PQ-Nummer im Angebotsschreiben oder 
Formblatt Eigenerklärung zur Eignung oder 
Einheitliche Europäische Eigenerklärung 

     .   

     .   

1.3       leistungsbezogene Unterlagen 

 x  . Leistungsverzeichnis mit den Preisen 

     . Produktangaben in folgenden Positionen: 

   

     .   

1.4      sonstige Unterlagen 

     . Erfüllung von Mindestanforderungen, z.B. Datenblätter, Muster, spezielle Nachweise 

 x  . GAEB XML 3.2 / X84 
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2         Unterlagen, die auf Verlangen der Vergabestelle vorzulegen sind 

2.1      Formblätter 

     . 126 - Sicherheitsauskunft und Verpflichtungserklärung Nachunternehmer/Unterauftragnehmer 

     . 236 - Verpflichtungserklärung anderer Unternehmen 

 x  . Aufgliederung der Einheitspreise entsprechend Formblatt 223 

     .   

     .   

2.2      unternehmensbezogene Unterlagen (Bestätigungen der Eigenerklärungen) 

 x  . Referenznachweise mit den im Formblatt Eigenerklärung zur Eignung genannten Angaben 

 x  . Erklärung zur Zahl der in den letzten 3 Jahren jahresdurchschnittlich beschäftigten Arbeitskräfte, geglie-
dert nach Lohngruppen, mit extra ausgewiesenem Leitungspersonal 

 x  . Gewerbeanmeldung, Handelsregisterauszug und Eintragung in der Handwerksrolle (Handwerkskarte) 
bzw. bei der Industrie- und Handelskammer 

 x  . rechtskräftig bestätigter Insolvenzplan (falls eine Erklärung über das Vorliegen eines solchen Insolvenz-
planes angegeben wurde) 

 x  . Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse, falls das Unternehmen beitragspflichtig ist 

 x  . Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes bzw. Bescheinigung in Steuersachen, falls das Finanz-
amt eine solche Bescheinigung ausstellt 

 x  . Freistellungsbescheinigung nach § 48b Einkommensteuergesetz 

 x  . Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft des zuständigen Versicherungsträgers mit 
Angabe der Lohnsummen 

     .   

     .   

2.3      leistungsbezogene Unterlagen 

     . Produktdatenblätter benannter Fabrikate 

     .   

2.4      sonstige Unterlagen 

 x  . Urkalkulation (die Urkalkulation wird für die Prüfung der Preise geöffnet, im Anschluss wieder verschlos-
sen) 

     .  

     .   
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 Vergabenummer 26A0082 00 

Baumaßnahme  

7P25805 Hochschule Trier - Birkenfeld 

200248014 HOP, UCB, Erw. Stromnetz Solarcarports 

Leistung Bau eines Mittelspannungsnetz inkl Übergabestation 

 DIN 18299, 18300, 18322,18382, 18384 

BESONDERE VERTRAGSBEDINGUNGEN 

1 Ausführungsfristen (§ 5 VOB/B) 

1.1 Fristen für Beginn und Vollendung der Leistung (=Ausführungsfristen): 

 Mit der Ausführung ist zu beginnen 

     . am    . 

     . spätestens   Werktage nach Zugang des Auftragsschreibens. 

     . in der    KW   , spätestens am letzten Werktag dieser KW. 

  x . innerhalb von 12 Werktagen nach Zugang der Aufforderung durch den Auftraggeber (§ 5 Absatz 2  

  Satz 2 VOB/B). Die Aufforderung wird Ihnen voraussichtlich bis zum 

  
30.09.2026 zugehen; Ihr Auskunftsrecht gemäß § 5 Absatz 2 Satz 1 VOB/B bleibt hiervon unbe-

rührt.  
     . nach der im beigefügten Bauzeitenplan ausgewiesenen Frist für den Ausführungsbeginn. 

     .   

 

 Die Leistung ist zu vollenden (abnahmereif fertig zu stellen)

     . am    .

  x . innerhalb von 360 Werktagen nach vorstehend angekreuzter Frist für den
  Ausführungsbeginn.

     . in der     KW   , spätestens am letzten Werktag dieser KW.

     . in der im beigefügten Bauzeitenplan ausgewiesenen Fertigstellungsfrist. 

     .

 

1.2 Verbindliche Fristen (=Vertragsfristen) gemäß § 5 Absatz 1 VOB/B sind: 

  x . vorstehende Frist für den Ausführungsbeginn 

  x . vorstehende Frist für die Vollendung (abnahmereife Fertigstellung) der Leistung 

     . folgende als Vertragsfrist vereinbarte Einzelfristen 

     . aus dem beigefügten Bauzeitenplan:  

   

   

     .   

      

      

 

2 Vertragsstrafen (§ 11 VOB/B) 

2.1 Der Auftragnehmer hat bei Überschreitung der unter 1. als Vertragsfrist vereinbarten Einzelfristen oder 
der Frist für die Vollendung als Vertragsstrafe für jeden Werktag des Verzugs zu zahlen: 

     . 0,00 € (ohne Umsatzsteuer) 

 

    . 0,00 Prozent  der im Auftragsschreiben genannten Auftragssumme ohne Umsatzsteuer; 
Beträge für angebotene Instandhaltungsleistungen bleiben unberücksichtigt. 
Die Bezugsgröße zur Berechnung der Vertragsstrafe bei der Überschreitung von 
als Vertragsfrist vereinbarten Einzelfristen ist der Teil dieser Auftragssumme, der 
den bis zu diesem Zeitpunkt vertraglich zu erbringenden Leistungen entspricht.  
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2.2 Die Vertragsstrafe wird auf insgesamt  0,00 Prozent der im Auftragsschreiben genannten 

 

Auftragssumme (ohne Umsatzsteuer) begrenzt. Bei der Überschreitung von als Vertragsfrist vereinbarten 
Einzelfristen ist die Vertragsstrafe auf den in Satz 1 genannten Prozentsatz des Teils der Auftragssumme 
(ohne Umsatzsteuer) begrenzt, der den bis zu diesem Zeitpunkt vertraglich zu erbringenden Leistungen ent-
spricht. 

2.3 Verwirkte Vertragsstrafen für den Verzug wegen Nichteinhaltung als Vertragsfrist vereinbarter Ein-
zelfristen werden auf eine durch den Verzug wegen Nichteinhaltung der Frist für die Vollendung 
der Leistung verwirkte Vertragsstrafe angerechnet. 

 

3 Zahlung (§ 16 VOB/B) 

 Aufgrund der besonderen Natur oder Merkmale der Vereinbarung wird die Frist für die 
Schlusszahlung gem. § 16 Absatz 3 Nummer 1 VOB/B und den Eintritt des 
Verzuges gem. § 16 Absatz 5 Nummer 3 VOB/B verlängert auf    Tage 

 Für vereinbarte Abschlagszahlungen (§ 16 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 VOB/B) und für vereinbarte Vorauszah-
lungen ist Sicherheit durch Bürgschaft zu leisten. 

 

4 Sicherheitsleistung für die Vertragserfüllung (§ 17 VOB/B) 

    . Auf Sicherheit für die Vertragserfüllung wird verzichtet. 

 x . Soweit die Auftragssumme mindestens 250.000 Euro ohne Umsatzsteuer beträgt, ist Sicherheit für die 
Vertragserfüllung in Höhe von fünf Prozent der Auftragssumme (inkl. Umsatzsteuer, ohne Nachträge) zu 
leisten. 

Für die Vertragserfüllung kann Sicherheit wahlweise durch Einbehalt oder Hinterlegung von Geld oder 
durch Bürgschaft geleistet werden. 

 

5 Sicherheitsleistung für Mängelansprüche  

    . Auf Sicherheit für die Mängelansprüche wird verzichtet. 

 x . Die Sicherheit für Mängelansprüche beträgt drei Prozent der Summe der Abschlagszahlungen zum Zeit-
punkt der Abnahme (vorläufige Abrechnungssumme). 

Für die Mängelansprüche kann Sicherheit wahlweise durch Einbehalt oder Hinterlegung von Geld oder 
durch Bürgschaft geleistet werden. 

 Für die Erfüllung der Mängelansprüche kann der Auftragnehmer statt einer Bürgschaft den Abschluss 
einer Mängelansprüche-Versicherung als gleichwertiges Sicherungsmittel anbieten. Hierzu ist das 
Formblatt 424 zu verwenden. 

Der Auftragnehmer kann die einmal von ihm gewählte Sicherheit durch eine andere der vorgenannten 
ersetzen. 

 

6 Bürgschaften (§ 17 VOB/B) 
 

Wird Sicherheit durch Bürgschaft geleistet, ist dafür das jeweils einschlägige Formblatt des Auftraggebers 
zu verwenden, und zwar für 

 - die Vertragserfüllung das Formblatt „Vertragserfüllungsbürgschaft“ 

 - die Mängelansprüche das Formblatt „Mängelansprüchebürgschaft“ 

 - vereinbarte Vorauszahlungen und Abschlagszahlungen 
gem. § 16 Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 VOB/B das Formblatt 

„Abschlagszahlungs-/ 
Vorauszahlungsbürgschaft“ 

 

7 Technische Spezifikation 
 

Soweit im Leistungsverzeichnis auf Technische Spezifikationen (z.B. nationale Normen, mit denen euro-
päische Normen umgesetzt werden, europäische technische Bewertungen, gemeinsame technische Spe-
zifikationen, internationale Normen) Bezug genommen wird, werden auch ohne den ausdrücklichen Zu-
satz: "oder gleichwertig", immer gleichwertige Technische Spezifikationen in Bezug genommen. 

 

8 Werbung 
 

Werbung auf der Baustelle ist nur nach vorheriger Zustimmung des Auftraggebers zulässig. 
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9 frei 

 

10 Weitere Besondere Vertragsbedingungen 
 
 

10.1 

 
Gerichtsstand  

Liegen die Voraussetzungen für eine Gerichtsstandsvereinbarung nach § 38 ZPO vor, richtet sich der 
Gerichtsstand für Streitigkeiten aus dem Vertrag nach dem Sitz der für die Prozessvertretung des Auf-
traggebers zuständigen Stelle. 

10.2 

 
Verträge zwischen Mitgliedern von Arbeitsgemeinschaften  

In Verträgen zwischen Mitgliedern von Arbeitsgemeinschaften, die sich sowohl aus Unternehmen  
gemäß Nummer 6.1 der Verwaltungsvorschrift über das Öffentliche Auftrags- und Beschaffungswesen in 
Rheinland-Pfalz als auch aus anderen Unternehmen zusammensetzen, dürfen kleine und mittlere Unter-
nehmen nicht benachteiligt werden.  
Die Verträge sind dem Auftraggeber auf Verlangen vorzulegen. 

10.3 Weitergabe von Aufträgen an Unterauftragnehmer  

Für die Weitergabe von Aufträgen an Unterauftragnehmer wird bestimmt, dass der Auftragnehmer 
(Hauptunternehmer)  
- Bei der Einholung von Angeboten für Nachunternehmeraufträge nach wettbewerblichen  

Gesichtspunkte verfährt und dabei kleinere und mittlere Unternehmen nicht benachteiligt. 
- Rechtzeitig vor der Übertragung Name und Anschrift der Unterauftragnehmer sowie deren  

Berufsgenossenschaft mitzuteilen hat. 
- Nur solche Unterauftragnehmer beauftragen darf, die die gewerbe- und handwerksrechtlichen Vo-

raussetzungen für die Ausführung des zu vergebenden Unterauftrags erfüllen. 
- Den Nachunternehmer in Kenntnis setzt, dass seine Leistungen der Erfüllung eines öffentlichen 

Auftrags dienen. 
- Auf Verlangen des Auftraggebers die Einhaltung vorstehender Verpflichtungen sowie Art und Um-

fang der zur Weitergabe vorgesehenen Leistungen nachzuweisen hat. 
           

 

-Ende der Weiteren Besonderen Vertragsbedingungen- 
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 Vergabenummer 

26A0082 00 

 

Baumaßnahme  

7P25805 Hochschule Trier - Birkenfeld 

200248014 HOP, UCB, Erw. Stromnetz Solarcarports 

Leistung Bau eines Mittelspannungsnetz inkl Übergabestation 

 DIN 18299, 18300, 18322,18382, 18384 

 

Ergänzung der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots 
 

Bearbeitungsphasen, Datenaustausch, allgemeine Regelungen 

 

1 

 

Bearbeitungsphasen 

Datenaustausch ist von der ausschreibenden Stelle / dem Auftraggeber vorgesehen für folgende  
Bearbeitungsphasen: 

- Angebotsanforderung 

- Angebotsabgabe 

- Abrechnung. 

2 Datenaustausch 

Werden Angebotsdaten elektronisch ausgetauscht, erfolgt dies nach den Regelungen des Ge-
meinsamen Ausschusses Elektronik im Bauwesen – GAEB, Schnittstelle DA XML. Der Datenaus-
tausch für die Abrechnung ist nach den Verfahrensbeschreibungen der Regelungen für Elektroni-
sche Bauabrechnung durchzuführen. Der Datenaustausch nach anderen Regelungen (z.B. 
Edifact) ist im Einzelfall zu vereinbaren. 

Die Datenträger sind so zu kennzeichnen, dass eine eindeutige Zuordnung zum Vergabeverfahren 
bzw. zum Vertrag gewährleistet ist. 

3 Abweichungen zwischen Datenaustauschdateien und schriftlicher Fassung 

Die Datenaustauschdateien gelten als Arbeitsmittel, es sei denn, sie werden im Rahmen eines 
elektronischen Vergabeverfahrens über eine Vergabeplattform ausgetauscht. Bei Abweichungen 
zwischen den Datenaustauschdateien und der schriftlichen Fassung der Vergabe- oder Abrech-
nungsunterlagen gilt die schriftliche Fassung. Inhaltliche Unterschiede gegenüber dem Datenträ-
ger sind vom Unternehmer in der schriftlichen Fassung zu kennzeichnen. 
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Das Ministerium der Finanzen des Landes Rheinland-Pfalz informiert: 

 

Hinweise zum Gesetz zur Eindämmung illegaler Betätigung im Baugewerbe im Be-

reich Landeshochbau 

 

Das Land ist als juristische Person des öffentlichen Rechts nach dem Gesetz zur Eindämmung il-
legaler Betätigung im Baugewerbe vom 30. August 2001 (BGBI. I S. 2267) verpflichtet ab dem 
01.01.2002 bei Verträgen über Bauleistungen 15% von jedem vom Auftragnehmer in Rech-
nung gestellten Bruttoentgelt an das für ihr Unternehmen zuständige Finanzamt abzuführen, 
wenn der Auftragnehmer zum Zeitpunkt der Gegenleistung (Zahlung) keine Freistellungsbe-
scheinigung seines Finanzamtes vorlegt. 

Betroffen sind alle Zahlungen, auch Abschlags- und Vorauszahlungen, wobei es unerheblich ist, 
ob der Auftrag vor oder nach dem 31.12.2001 erteilt wurde. 

Wir bitten Sie auch in Ihrem Interesse um die rechtzeitige Vorlage einer Freistellungsbescheini-
gung Ihres Finanzamtes. Damit können Sie zusätzliche Verwaltungsarbeit und einen Steuerabzug 
vermeiden. 

Der Auftragnehmer ist nach den Besonderen Vertragsbedingungen verpflichtet, dem Auftraggeber 
jede vom zuständigen Finanzamt vorgenommene Änderung in Bezug auf die vorgelegte 
Freistellungsbescheinigung (§ 48b EStG) unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

Das Land als Auftraggeber haftet gegenüber dem Finanzamt für den ordnungsgemäßen Steuerab-
zug. 

Wenn bei der Auszahlung eines Rechnungsbetrages keine Freistellungsbescheinigung vorliegt, 
werden von der an Sie zu leistenden Zahlung 15 % abgezogen und an das für Ihr Unternehmen 
zuständige Finanzamt abgeführt. Die Höhe des Steuerabzugs wird Ihnen mitgeteilt. 

Der Steuerabzug wird haushaltstechnisch wie eine Abtretung behandelt. Hierzu hat der Auftrag-
nehmer der Vergabestelle die notwendigen Daten über das für ihn zuständige Finanzamt und 
seine Steuernummer mitzuteilen. 

 

 


